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d'Annuncios Herrſchaft wankt
w. Fiume, 1. Dezember.

das Gerücht verbreitet wurde, daß italieniſche
ppen ſich der Grenze von Fiume näherten,

e z annunzio eine Kundgebung an tie Bevölke-
von Venetien und Julien, wonoch die Legionäre bereit ſind,

m opfern. Als Antwort darauf richtete General Caviglia
vie Truppen einen Tagesbefehl, worin es heißt: „Jetzt
den wir eine ſchmerzliche Aufgabe zu erfüllen, aber
rchne auf Eure volle Unterſtützung.“ Der General

ſicte Vertretern der Preſſe, daß kein Jtaliener, ſo groß er
ei, ſich dem Willen des Vaterlandes widerſetzen dürfe.

die Dinge in Fiume ſtheinen ſich zuzuſpitzen. Laut
Ragiowale* verfügte D'Annunzio die General

jhilmachu nung und den Kriegszuſtand gegen jede
e Intervention italieniſcher Truppen; er appellierte
w an die Solidarität der Bevölkerung. General Cavig

tran! am l

igspreis: hin. 22.50 r Hans Durch die Pon de,eagen zuzuglich ponal. Beüeugeld
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Der Krieg gegen Finme
Donnerstag. 2. Dezember

li a richtete mittels Flugzeugs an D'Annunzios Truppen in
Fiume die Aufforderung, ſofort
zukehren,

zum Heere zurück
ſie alle Folgen zu tragen hätten.

Gleichzeitig kündigt Caviglig eine ſtrenge Blocade Fiumes
an. Trieſter Depeſchen melden eine langfame e nge
kreiſung Fiumes
T'Annunzio

widrigenfalls

durch Militär
5000 Mann,

General Caviglia, der die Einkreiſungstruppen be
fehligt, werde Gewaltanwendung vermeiden und die Fiumaner
Truppe von D'Annunzio zu trennen
General Ceccherini und Oberſt Sand ſoeben bereits gelungen

D'Annunzio werde daun nur die Kapitulation übrig

und Gendarmerie.

Nach einer Stefani- Meldung aus Florenz hat
Zeitungsberichlerſtatter

klärt, daß ſeine Stellung in Fiume unhaltbar c. worden wäre,
da ſeine Autorität als Kommandeur der dortigen Diviſion durch

in der Umgebung D'Annunzios unter
Er habe Fiume deshalb erlaſſen.

Ceccherini

gewiſſe Perſönlichkeiten
groben worden ſei,

orgesBlany

latur
Balle

ine dringende Mahnung an Lerond
S Minzen w. Berlin, t. Dezember.

der Leiter des Verbandes heimattreuer Ober-r II ſefier hat folgendes Schreiben an die Jnteralliierte Kom
u Cagt vie W in Oppeln, zu Händen des Herrn General Le Rond,

a ihtet:h Fennge Herr Präſident!
der Verband heimattreuer Oberſchleſter als Vertreter der

nattreuen Oberſchleſier in Oberſchleſien ſelbſt zund als Beauf-
t er der heimattreuen Oberſchleſier im übrigen Deutſchland

jallet ſich, die mr der Hohen Jnteralliierten
amiſſion auf nachfolgendes 87 lenken: Nach Zeitungsmeldun-
über franzöſiſch-engliſche Beratungen ſcheinen ſich Einflüſſe

f9 werkbar zu machen, die das Abſtimmungsrecht der im
Vanden eihe wohnenden Oberſchleſier beſchränken

llen, und zwar in der Weiſe, daß dieſe gebürtigen Ober-

re
I

rv. 9-1 u.

Jeſer in Köln oder nach einem anderen Vorſchlage zwar in
ſerſchleſien, aber nicht an dem gleichen Tage wie die in Ober-
bſen anſäſſigen Stimmberechtigten, abſtimmen ſollen. Wir
ufen uns auf den unzweideutigen Wortlaut des S 4 der
lage zum Artikel 88 des Friedensvertrages
zu Verſailles, in dem es u. a. heißt:

heizbare Jedermann ſtimmt in der Gemeinde ab, in der er beheimatet
dlzwinter Vohnt er außerhalb des Abſtimmungsgebietes, ſo ſtimmt er
ute Nittw der Gemeinde ab, in der er geboren iſt. Hieraus iſt klar erſicht-
rstellun h daß eine Abſtimmung der Reichsoberſchleſierb e uKöln dem Wortlaut des Friedensvertrages
u. i ab n Lerſailles zuwiderläuft. Eine verſchiedene Be-
hin. zahle dlung der Oberſchleſier in Oberſchleſien ſelbſt und der im
u le iſt von ſo einſchneidender Bedeutung, daß der ſonſt bis ins

inzelne gehende Friedensvertrag von Verſailles ſicherlich eine
re Beſtimmung darüber enthalten müßte, dies iſt nicht der
u. Genau wie in Oſt un Weſtpreußen,hleswig- Holſtein und Kärnten die Abſtim-
ung ſämtlicher Abſtimmungs berechtigten an
inem Tage ſtattgefunden hat, weil eine andere
lettimmung auch hier im riedensvertrage
ihtenthalten war, ſo müſſen wir auf dem
leichen Recht unverrückbar auch für Oberſchle-
ien beſtehen. Es liegt klar zutage, daß die oben gekennzeich-
n Verſuche, die eine Aenderung des Friedensvertrages bedeu-m einſeitig mit den Wünſchen er Polen im Einklang ſtehen

ien Beweis hierfür liefert die im Völkerleben beiſpielloſe Hetz

e des amtlichen Vertreters der national-polniſchen Bewegung, des Herrn Korfanthy, in Ro
ſuberg. Wir glauben, daß die von den Polen in der Hede Kor-
ſtys in Roſenberg hervorgezerrten Gefahren, welche die auf
lomatiſchem Wege vorgetragenen Wünſche der Polen unter
en ſollen, nicht beſtehen. Wir vertrauen auf die hohe
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Tun Die Sinanznot
okor0 Der Steuergusſchuß des Reichstages ſetzte

ſeine Beratungen über den Geſetzentwurf zur beſchleun'g-
Echebung des Reichsnotopfers fort.
Keichsbank Präſident Havenſtein legte dasIgt Famte Material über den Umlauf von Banknoten und Dar-

itlaſſenſcheinen vor. Er drückte bei dieſer Gelegenheit den
be 7 rrſh aus, daß Fran Maßnahmen getroffen werden, um

b vapiergeld lut Einhalt zu tun. Der Geſetzentwurf
er das Reichsnotopfer gehe in dieſer Richtung, und er bittehalb, ihn ohne Abſchwächung anzunehmen. Die

chen ler ude a a zSchuld von 147 Milliarden wächſt weiter an und ſieturere el eine große Gefahr für die deutſche Wirtſchaft. Eshre reLinkühru darauf rungen werden, dauernde Ausgaben auhe

t lau i t Es gelte, derne e eu Defizit tu die ſteigenden Löhne undv z ehrtverwarn h e ehe de a v
z Anleikhb

efährdete Abſtimmung in Oberſchleſien
interalliierte Kommiſſion und die Beſa
macht, die ohne Zweifel in der Lage iſt, die verbürgte
Ordnung aufrecht zu erhalten. Auch in ſämtlichen anderen Ab-
ftimmungsgebieten haben die Heimattreuen aus dem Reiche an
der Abſtimmung teilgenommen
und Störungen dadurch entſtanden.

Namen unſerer Geſamtorganiſation die Verßcherung ab, daß
und friedliche Volks

Wir legen ſchärfſten Proteſt gegen
ein und ſind überzeugt,

und ſind keine Schwierigkeiten
Unterzeichneter gibt hiermit

wir allezeit für eine ruhige
abſtimmung eintreten
die obenerwähnten Pläne
Standpunkt des Rechts bei Jhnen, Herr Präſident, wie allen maß-
gebenden Stellen Beachtung und Würdigung finden wird.
geſtatten uns die höfliche Bitte, unſere Stellungnahme auch dem
hohen Botſchafterrat in Paris übermitteln zu wollen.

Neue polniſche Drohung
der Ueberſchrift „Die gerechte

die „Gazeta
einem Artikel

Durchführung der Abſtimmung“ beſchäftigt
Opolska“ wieder einmal mi der Frage der Zulaſſung der im
Reiche wohnenden Oberſcehleſier
f'nden da folgende Drohang:

„Wenn die Deutſchen dieſe Bedingung (Zulaſſung der ge-
bürtigen Oberſchleſier, die im Reiche wohnen, zur Abſtimmung)
wicht ſelbſt zurückziehen,
Fremden
unſeres Volkes
Auguſt während der Selbſtſchutz-Aktton

Dieſe Kraft exiſtiert noch heute,
den Fremden zeigen, die ſich das Recht aneignen wollen, unſer
Schickſal zu entſcheiden.“

Hier wird alſo von polniſcher Seite der Ve jiuch gemacht,
durch brutale Gewalt die abſtimmungsber chtigten Deut-
ſäüen einzuſchüchtern.
be eigrfluſſung, gegen
aller Energie vongehen ſollte.
laſſungen auch, wo

zur Volksabſt mmung. Wir

ſo wird das Volk dieſes Landes die
hineinlaſſen,

Wir haben im
unſere Macht

Das iſt eimmal eine
die die Jnternationale Kommiſſion mit

zen zen die Aus-
oberſchleſiſchen Friedens

ungchörige Wahl

Den Lehrern der Geme'nde Brzezowitz im Kreiſe Beuthen
iſt folgendes Schreiben zugegangen:

der geſtrigen Gemeindevertreterſitzuig
ſchloſſen, Sie zu befragen,
Jhrem Amte weiter verbleiven wollen, und gevbeten,

eine Erklärung abzugeen.
meindevertretung: gez. Kruppa, Gemeindevorſtand.“

Es braucht kaum darauf hingewieſen zu werden, daß eine
derartige Befragung eine unzuläſſige Wahlbeenfluſſung dar-
ſtellt, und daß die Lehrer deshalb nicht verpflichtet ſind,
Anfrage zu beantworten.

wurde be-
nach der Akſtimmung in

binnen vierzehn Tagen

einanderfolgenden Terminen eingehoben werden ſollte. Der Er-
trag hätte auf 20 Milliarden geſchätzt werden dürfen. Da
hier die Frage der Zwangsanleihe nicht im Vordergrunde ſtehe,
müſſe er dringend um die Annahme der Vorlage bitten, deren
Erfolg nur halb ſo groß ſein werde, wie der einer Zwangs

Jm Hinblick auf die Schwierigkeiten,
Erhebung des Reichsnotopfers entgegenſtehen,
werden, wo die größere Gefahr ſei.

Es gelte,

b. Berlin, 1. Dezember.

müſſe gefragt
Die Antwort ſei

ausdenkbare
Kataſtrophe von unſerer Wirtſchaft und unſe-
rem Volke abzuwenden.nachfolgenden

Dernburg (Dem.), Helffe rich (Dtſchn.
die Ausführungen einen tiefen Eindruck auf ſie gemacht haben
und verlangen Ausſetzung der Erörterung bis auf
Vorlage des ſchriftlichen Vertrages.

nz miniſter Wirth erklärte,nicht al das alerlegte Mitte
tniſſe angeſehen werden könneg, und

wangsanleihe
aber erklären, daß

ſchwer ſte

pt) erklären, daß

Reich fing
hen vertretene

J

würde. Die

Weg der
ein ver vydie ver h e

Geſchäftsſtele berlin: Sernburger Str. 30. Fernrut Amt Kurrurn Ur. 90
Eigene Berliner 7Schriftleirung Nerigg und Dru von Mitte ſhiele alle gcle

Jm Hinblick auf die wirtſchaftliche Bedeutung der ganzen
Frage wird auf Antrag von verſchiedenen Seiten der Reichs
wirtſchaftsminiſter erſucht, in der morgigen Sitzung zu
erſcheinen und ſeine Stellungnahme zu der Frage Zwangs
anleihe oder Reichsnotopfer bekanntzugeben.

Deutſcher Reichstag
Die Ausſchreitungen in Tſchechien. Das Wirtſchafts

miniſterium.
w. Beclin, 1. Dezember.

Auf Antrag des Abg. Koenen (U. S. links) wird ein ſchleu-
niger Antrag auf Haſftentlafſung des in München wider
rechtlich verhafteten Abg. Remels zur Verhandlung geſtellt
und beraten Nach langer Debatte wi d ein Antrag
Müller-Frarken (Soz.) angenommen: Das Haus möge ſich
über die ſofortige Einſtellung des Verfahrens ſchläſſig werden
Folle dieſer ablehnend aus, möge die Ueberweiſung an die
Geſſhäfteordnungs- Kommiſſion erfolgen. Die ſofortige
Einſtellung des Verfahrens wird beſchloſſen.

Zur Begründung des Geſetzes über Vereinbarungen
zu iſchen dem Deutſchen Reich, der ungariſchen Re
gierung, der tſchecho-flowakiſchen und öſter-reichiſchen Regierung nimmt der Miniſter des Aeußern

Dr. Simons das Wort. Es iſt gAungen mit allen drei
Ländern den Gegenſtand der Cegenſeitigkeit zu verein-
baren. Die Regierung glaubt den Wiederaufbau der
Han delsbeziehungen zu dieſen Ländern am beſten in
die Wege geleiſet zu haben und empfiehlt die Annahme.

Abg. Eberling (D. Vpt): Die Ausſchreitungen gegen die
Deutſchen in Prag haben im ganzen Reiche große Erregung her-
vorgerufen und namentlich die Grenznachbarn, vor allem in
Sachſen erwarten, daß im Deutſchen Reich die Aufmerkſamkeit
der Welt auf die ſchwere Schädigung des Selbſt
beſtimmungsrechts der Völker gelenkt wird.
(Zwiſchenrufe der Linken.) Der Minderheitsſchutz muß gewähr-
leiſtet werden. Der Skaat, der den Schutz ſeiner deutſchen
Minderheiten aus dem Auge verliert, gefährdet die Wiederkehr
normaler Beziehungen.

Abg. Erkelenz (Dem.): Die Tſchecho-Slowakei geht
immer von dem Gedanken aus, daß ſie ein nationaler
Staat ſei. Das iſt jedoch nicht der Fall Den Deutſchen iſt

völlige Gleichberechtigung
und der Schutz aller Freiheiten und Gerechtſame bei
der Gründung des tſchecho-ſlowakiſchen St ates zugeſagt
worden. Präſident Maſſaryk ſteht auch auf dem Boden diefer
Abmachungen Die untergeordneten Organe ſetzen
dem Widerſtand entgegen, jedenfalls ſind wirtſchaftlech
ruhige Beziehungen zur Tſchecho-Slowakei nicht
möglich, ſolenge deufſche Arbeiter aus den Betrieben ver-
drängt werden, weil ſie mit einem Male tſchechiſch reden und
ſchreiben ſollen. Deshalb gehört die Sache frei von jeder partei-
politiſchen Ueberzengung vor den Deutſchen Reichstag.

Abg. Dr. Levi (om) fragt, ob die ungariſche R.
gierung auch der Entente gegenüber den Mut habe ſich als
königliche zu bezeichnen, wie ſie das der deutſchen Re
gierung gegenüber wage. Das ſei eine Beleidigung der deutſchen
Republik. Es gibt keine ungariſche Regierung, s gibt nur
Unterdrücker. Tauſende ſind in Ungarn gehängt worden und
leichzeitig verhandelt die deutſche Regierung mit dieſenScheeren Ein anderes Land, an dem unſer Proletarig: hängt,

mußz draußen ſtehen. Deshalb proteſtiert das Proletariat gegen
dieſen Vertrag und gegen dieſe Regierung.

Abg. Müller-Franken (Soz.): Daß die Regierung bemüht iſt,
der deutſchen Wirtſchaft aufzubelfen, erkenne ich gern an. Eine
Unterſuchung über die Urſachen der Vorkommniſſe in
Prag kann der deutſche Reichstag nicht vornehmen. Daß Gegen-
ſätze zwiſchen Nationaltſchechen und Deutſchnationolen noch aus
der öſterreichiſchen Zeit her beſteben, wiſſen wir alle. 8 Die
tſchechiſche Regierung iſt bemüht, einen Ausgleich herbeizuführen,
das erfordert aber Zeit. Die Arbeiterſchaft iſt bereits auf dem
beſten Wege zu einem Ausaleich zu gelangen.

Abg. Dr. Breitſcheid (U. S.): Es handelt ſich hier um innere
tſchechiſche Angelegenheiten und dieſe können uns bei Abſchluß
eines Vertrages nicht beſtimmen. Auch die Sowjetrepublik frag:
nicht, was der Staat, mit dem ſie einen Vertrag ſchließen will,
für eine Verſaſſung hat Wir wünſchen, drß nun endlich ein
Vertrag mit Rußland zuſtande kommt.

Miniſter des Auswärtigen Dr. Simons bedauert, daß gegen-
über den wirtſchaftlichen Intereſſen bei den verſchiedenen Par
teien auch die geiſtigen Jntereſſen zum Durchbruch ge-
kommen ſeien Wir haben nicht das Recht, das Zuſiande
kemmen von Verträgen von den Verfaſſungen abbängig zu
machen. Die Bezeichnung „königlich“ entſpricht der
ungariſchen Verfaſſung. Dur die Unruhen in
der Tſchecho-Slowakei ſind auch deutſche Reichs
angehörige in Mitleidenſchaft gezogen worden.
Die Tſchecho-Slowokei hat auf unſeren Proteſt Entſchädie
gung zugeſagt. Eine Unterſuchung der Dinge, wer Schuld an
dieſen Zuſammenſtößen hat, liegt uns nicht ob. Auf die Han
delsbeziehungen zu Rußland werde ich bei der Jnterpellation
Aberdbold eingehben.

Die erſte Beratung iſt damit erledigt, auch die zweite und
dritte Leſung erfolgt und das Geſetz wird angenommen.

Es folgt die Beratung des Geſetzentwurfes über
Rechtspflegeabkommen zwiſchen Danzig und dem Reich,
Außenminiſter Dr. Simons begründet die Vorlage und be

tont, daß auch für das Memelgebiet ein ähnliches Ab-
kommen auf dem Wege ſei. Ein Abkommen mit
Polen fei am 30. November unterzeichnet worden.

Der Eatwurf wird debattelos in allen deri Leſungen am



rer dte miſitärſſche Seite ſt die Hauptſoche. Die
rbeits loſigkeit nimmt nicht ab, das Gegenteil iſt der

Fall. Die Vorſchläge des Herrn Stinnes mit den Zuſammen
legungen laufen nur auf eine Vermindegung der Arbeitskräfte
und W n Vermehrung der Arbeitsloſigkeit hinaus.e will Herr Stinnes angeſichts des drohenden Staats

nkerotts ſich möglichſt viel Wertobjekte ſichern.
Sozialiſierung kann man unter dieſen
werrten.

„„„Woa. Hoch (Soz.) ſtellt verſchiedene Angaben des Miniſters
richtig. Jedenfalls ſei von den Feſtſtellungen des Miniſters
über angebliche 3000 Bergarbeiterwohnungen in Oberſchleſien
dort nichts bekannt. Andererſeits habe der Miniſter von 290
bis 800 Arbeiterwohnungen im Rüuhrrevier ge-ſprochen. In Wirklichkeit ſeien bereits 1150 ffertig-

eſtellt, wähtend 3450 nahezu fertig ſeien. Zur
Pariſer Kohlenfrage bemerkte er, Frankreich habe einen An
ſpruch von 80 Millioner Tonnen, aber nur 20 Millionen erhalten,
von einem Ueberfluß könne da wohl nicht die Rede ſein. Die
Ausführ ingen des Wirkſchaftsminiſters können uns nicht be
friedigen. Auch in der Sozialiſierungsfrage treiben
uns ſachliche, nicht parteipolitiſche Geſichtspunkte. Darum war
nen wir beizeiten, nicht zu warken, bis die Arbeiter ernſt machen
und alles zuſamnKnbricht. Können wir die Sozialiſierung von
dieſer Regierung erreichen, werden wir ſie quf dem ver
faſſungsmäßigen Wege des Volksbegehrens

erhalten. tAbg. Hammer (Deutſſchnatl.) vertritt die Jntereſſen des
Handwerks, dem überall durch die Meiſkbegünſtigungsver-
träge Hinderniſſe bereitet werden. Auf agller. Seiten geknechtet,
in unſeren Verkehrsmitteln gehindert, unſerer Kabel beraubt,
ſehen wir wie England ſich unſeres Eigentums bemächtigt, wie
unſere Patente ſkruvellos vom Ausſande ausgenützt werden.

Die Verlnſte an Kohlen
durch die Beſchlagnahme des Saargebiets, wie durch die Abliefe-
rung belaufen ſich auf 20 Milliarden Mark, von 190 Millionen
Jahresausbeute im Jahre 1913 hatten wir im vorigen Jahre nur
40 Millionen. Bei Anſpannung aller Kräfte können wir auf 126
Millionen Tonnen kommen, vorausgeſetzt, daß uns Ober
ſchleſien mit ſeinen 43 Millionen Tonnen nicht durch
einen Gewaltaktentriſſen wird. Daß die Kriegs
geſellſchaften endlich aufhören, iſt die höchſte Zeit, ſie ver
keuern uns nur die Lebensmittel. Der Handel muß frei werden,
abgeſehen von Luxusartikeln. Die n e darf
nicht zur Verſchlechterung der Oualitätsarbeit führen. Ueber
haupt bedürfen die in Weimar geſchaffenen Steuergeſetze einer
Reviſion. Jch bin gegen Sozialiſierung und Kommuniſierung.
Eine Kapitals- und Gewinnbeteiligung entſpricht
den Jntereſſen der Arbeiter viel mehr, ſie ſchafft den Widerſtreit
aus der Welt.

Abg. Beythien (D. Vpt.). Die Sozialdemokratie ſieht im
Mittelſtand immer noch ihren Feind. Der Mittelſtand wird
weiterleben und auch wieder zur Blüte kommen. Nur die An
ſpannung aller Kräfte kann uns helfen, darum iſt

der Achtſtundentag ein Unſinn.
Mit ihm iſt in vielen Fällen nicht auszukommen, zum Beiſpiel
bei der Land wirtſchaft. Der Abbau der Zwangs-
wirtſchaft muß kommen. Die letzten Kriegsgeſellſchaften
mit ihrem Eingriff in den freien Handel müſſen verſchwinden.
Gegen die plötzliche Senkung der Preiſe für Süßigkeiten, die fürden 15. Dezember geplant iſt erhebe ich Einſpruch. Die Händler

und Fabrikanten haben ſich während des Sommers zu Weihnach-
ten zu teueren Preiſen eindecken müſſen, ſie können nicht plötzlich
50 Millionen Mark verlieren. Die Kampfesweiſe der Sozial
demokraten gegen den Herrn Stinnes nenne ich ärmlich.

Reichswirtſchaftsminiſter Scholz: Für Mittelſtand, Kleinhan
del und Kleingewerbe erinnere ich an die Zuſicherungen des
Reichskanzlers. Die Regierung iſt bemüht, die aufgetauchten
Vorſchläge zu prüfen. Dazu gehört auch die Reichsgewerbe
ordnung. Daß wir den Abbau der Kriegsgeſellſchaften nach
Möglichkeit betreiben, habe ich bereits verſichert. Trotz der tech
niſchen Schwierigkeiten der jetzigen Zeit der Arbeitsloſigkeit ſind
im letzten Monat allein 730 Angeſtellte der Kriegsgeſellſchaften
ur Entlaffung gekommen. Jtalien iſt das klaſſiſche Land derNemmnniſervag und des Kleinhandels. Seit 10 Jahren treibt

es Kommuniſierungspolitik ohne eigentliche Erfolge, es iſt alſo
kein verlockendes Beiſpiel. Die geſtrige Kritik des Abg. Hoch war
nicht ſo ſcharf wie ſeine heutige. Jch bin gern bereit, nach
Prüfung alle erforderlichen notwendigen Schritte zu tun, genau
ſo, wie es Abg. Hoch fordert, und ſehe ſelbſt die Sache mit dem
ganzen Peſſimismus an, wie ſie es verdient. Meine Ziffern über
die Arbeiterwohnungen entſtammen dem Reichsarbeitsminiſte-
rium und datieren von Anfang Oktober. Inzwiſchen haben ſich
die e geändert, ſo daß nunmehr ungefähr die Zahlen
Platz greifen, die Abg. Hoch genannt hat. Zur franzöſiſchen
Koh nangelegenheit ſtellt Redner den Wortlaut ſeiner
Ausführungen nach dem Stenogramm feſt. Jch habe nur nackteTatſachen genannt, ohne mich auf Preſſenotigen einzulaſſen,
die ich nicht nachprüfen kann. Wahrheiten e zum beſten
unſeres Vaterlandes darf doch wohl dem Reichswirtſchaftsminiſter
nicht genommen werden.

Nach einer perſönlichen Bemerkung des Abg. Hoch (Soz.)
vertagt das Haus die Weiterberatung auf morgen mittag 12 Uhr.

Schluß 63 Uhr.

u. Auch von der
mſtänden nichts er

Preußenparlament
w. Berlin, 1. Dezember.

Der Ergänzungsetat, der die Perſonalforderungen
enthält, die vurch Uebergang der Militärgerichtsbarkeit auf die
bürgerlichen Behörden notwendig werden, wird ohne Erörterung
dem Ausſchuß überwieſen und ſodann die Beratung des Etats
der Bauverwalutng fortgeſetzt.

Abg. KloftEſſen (Zer.) empfiehlt einen vom Zentrum mit
Unterſtützung re Parteien eingebrachten Antrag, der die
Regierung erſucht, die Beſtrebungen des Ruhrvereins zur
Schiffbarmachung der Ruhr auf das tatkräftigſte zu
unterſtützen und dahin zu wirken, daß die Reichsverwaltung den
Ausbau der Ruhr von Mülheim bis Hagen für große Rhein-
ſchiffe mit tunlichſter Beſchleunigung ausführt. Die Bedenken
der Techniker wegen der Rentabilität der Kanaliſierung ſeien
unbegründet, da im Gebiet dicht an der Ruhr noch 800 Millio-
nen Tonnen Kohlen vorhanden wären, deren Erſchließung der
Volkswirtſchaft zugute kommen würden. Redner bittet auch um
Annahme des Zentrumsantrages, die Regierung zu erſuchen,dahin zu wirken, daß die Reichsverwaltung die Sdiſſbarmachung

der Lahn unter Ausnützung der ſtarken Waſſerkräfte dieſes
Flufſfes für Elektrizitätserzeugung baldmöglichſt ausführe.

Abg. Rebehm (Dem.): Mit der Uebernahme der
Waſſerſtraßen auf das Reich am 1. April 1921 müßte
auch die perſonelle Uebernahme auf das Reich erfolgen. e
laſſen wir die Beamten als preußiſche Beamte, ſo könnten daraus
leicht Konflikte entſtehen. An der Weſtküſte Schleswig
Holſteins ſind große Deicharbeiten im Gange, und auch in
Oſtpreußen iſt die Arbeit am Maſuriſchen Kanal wieder
aufgenommen worden. Die Verlängerung des oberländiſchen
Kanals über Oſterode bis Allenſtein ſoll demnächſt erfolgen. Die
Seeverbindung zwiſchen dem Reich und Oſtpreußen muß ver
beſſert werden, denn Oſtpreußen muß zum Ausfalltor nach
Oſteuropa werden.

Miniſter Oeſer: Die Arbeitsloſigkeit iſt erfreulicher-
weiſe nicht in dem Maße gewachſen, als wir es vor Monaten
vermuteten. Bei Eintritt von Froſt oder Veränderung wirt-
ſchaftlicher Verhältniſſe muß eine erhebliche Arbeitsloſigkeit
wieder eintreten. Die Bauarbeitergenoſſenſchaften ſollen im
gleichen Maße wie andere Unternehmen herangezogen werden.
Die Ruhrkanaliſierung ſuche ich möglichſt zu be
ſchleunigen. m Reichsetat ſtehen 25 Millionen als Darlehen
bereit für die Kleinbahnen, von denen vorausſichtlich für Preußen
15 Millionen bereitgeſtellt werden. Eine Uebernahme innerlich
kranker Kleinbahnen auf den Staat iſt ausgeſchloſſen. Was auf
dem Gebiete der Waſſerſtraßen geleiſtet wurde, verdient Aner-
kennung. Von 10 000 Kilometern Waſſerſtraßen im Reich ſind
8000 Kilometer preußiſch. Jnveſtiert iſt ein Kapital von rund
1 Milliarde Mark, ohne die Unterhaltungskoſten. Trotz des
Ueberganges der Eiſenbahnen auf das Reich werden wir in
Preußen eine eigene Eiſenbahn- und Waſſerſtraßenabteilung
haben müſſen. Der Miniſter ſchloß mit ſeinem Dank für die
Freundlichkeit und Bereitwilligkeit, mit der das Haus ſich immer
des Miniſteriums angenommen habe.

Der Haushalt der Bauverwaltung wird bewilligt.
Es folgt die Beratung des Haushalts des Miniſteriums des

Jnnern. Jn einer Entſchließung wird gefordert, daß in Aus
führung des Geſetzes vom 30. März 1920 Stellen auch für die
jenigen elſaß-lothringiſchen Beamten offengehalten
werden, die zwar in Elſaß-Lothringen unmittelbare Lande s-
beamte waren, für die aber in Preußen nach der bisherigen
Behördenonganiſation mittelbare Verwaltungsbehörden zu
ſtändig ſind.

Abg. Hauſchild (Soz.) bedauert, daß die ſchon für Herbſt
1919 verſprochene Verwaltungsreform bis heute noch
nicht gekommen iſt. Der Ruf nach freier Selbſtverwaltung iſt
noch lange nicht erfüllt. Redner fragt, wo die Polizei gegen die
Orgeſchgründungen bleibe. Die Orgeſchſchwärmer werden me-
mals die republikaniſche Verfaſſung anerkennen.

Abg. Ruer (Dem.): Preußen darf nicht zer-
ſchlagen werden, weil der preußiſche Verwaltungsbetrieb
unerſetzlich iſt. Nötig iſt die Verabſchiedung des Geſetzes über
die Provinzen im Staatsrat. Zur Frage der Orgeſch er
warten wir rom Miniſter, daß er gegen jede Umſturzbewegung
energiſch vorgeht, gang gleich, ob ſie von rechts oder von links
kommt. Wir wollen keine Parteiherrſchaft, nur Cha-rakter und Qualifikation dürfen maßgebend ſein bei der Stellen-
befetzung. Die Schließung der Berliner Hotelbetriebsgeſellſchaft
bedauern wir, ſo ſehr wir das Schlemmerleben bekämpfen, da
bierdurch 2000 Angeſtellte brotlos werden. Das Geſetz für die
Stellung der Kommunalbeamten muß durch ſinngemäße Aus-
führungsbeſtimmungen ergänzt werden. (Beifall links.)

Abg. Dr. Reinicke (Ztr.) Das neue Autonomiegeſetz
und die Verwaltungsreform muß baldigſt kommen.
Beide hätten mit der Landesverfaſſung verabſchiedet werden
müſſen. Aufgabe des Miniſters iſt es, Ruhe und Ordnung auf-
recht zu erhalten, wozu uns nur Feſtigkeit und Energie helfen
kann. Die neue Schlichtungs ordnung muß ſchleunigſt
kommen. Die Polizeitruppe muß entpolitiſiert
werden. Die Orgeſchdinge ſehe ich nicht ſo tragiſch an. Die
Land wirte wollen ihre Waffen behalten, um ſich bei Ueber

fällen zur Wehr ſetzen zu können. Die ubwugſ
und Kino müſſen brutal bekämpft werden. in w.

Weiterberatung Donnerstag nachmittag 1 Uhr
Schluß 525 Uhr.

Die ſchwerkranke Kaiſerin
h. Berlin, 1.Nach den hier heute morgen aus Doorn eingeniſtet

richten hat ſich der Zuſtand der Kaiſerin veen
ter t. Die Schwächeanfälle haben ſich geſtern aber Sie
kürzeren Zwiſchenräumen wiederholt. Von den di im
Kaiſerpaares ſind in Doorn die Herzogin von Braun dern d
Tochter der Kaiſerin, und der Kronprinz. Neue Ragen
heute morgen in Potsdam noch nicht eingegangen hien

vor dem Generulſtreik in Oberſchleſie,
Ueber die Generalſtreikbewegung in OberſchieBerliner Stellen folgende Nachrichten vor: len lag

geſtern in der Bismarckhütte heit
triebe vollſtändig ſtilliegen. i
anderen Werten haben eine Mehrheit für den
Die Vertrauensleute der Arbeiter erklären jedochStreikenden weder mokaliſch noch materiell unteſinhe ſe

da es ſich um eine wilde Stzeikbewegung ham
einzelnen Orten iſt es bereits leider ſchon zu terrg,
ſchan Akten gekomanen. orißtm u

Es wird immer ſchöner
Wir berichteten in unſerer Abendausgabe vom 1

von einer Vekanntmachung im „Reichsanzeiger“
der Berliner Polizeipräſident einer Reihe Berliner Hoie
Handel mit Lebensbedarfsartikeln unterſagt. Jetzt ſieh e
die gange Geſchichte als ein Verſehen heraus Da
präſidium ſchreibt folgendermaßen:

Die Bekanntmachung im NReichsanzei er
Dienstag, 80. November wonach der Hotelbetriebs-Altienge
ſchaft in Berlin, Dorotheenſtraße 47, der Handel m
ſtänden des täglichen Vedarfs unterſagt wird iſt dun
Verſehen der Abteilung W. des P
mißverſtändlicher Form veröff
Der Hotelbetriebs Aktiengeſellſchaft iſt ledig
Fortführung ihres Bäckerei- und Konditobetriebes unterſagt worden. Eine entſprechend
kanntmachung im „Reichsanzeiger“ wird umgehend erfolgen

So etwas hat der „Reichsanzeiger“ wohl o
erlebt, das kann auch nur heutzutage vorkommen Wie tet
das ſchöne Wort? Parteikrippel Da ſind ja auch ſolche

ſehen verzeihlich. xxBetrogene Hoffnungen
Nach dem jetzt vorliegenden ſtencgraphiſchen Berg

den im Oktober abgehaltenen Kongreß der deutſchen Veirg
räte in Bor'in hat dort der erſte Vorſitzende des Metallarbe.
verbandes geſagt:

„Heute ſchon haben in einzelnen Großbetrieben die
triebsräte derart abgewirtſchaftei, daß es n
möglich iſt, bewährte Leute auf dieſe Poſten zu bekommen. d
Maſſen ſind noch zu wenig geſchult und laufen mmer noch
wiſſenloſen Hetzern nach.“

Dieſe Aeußerung iſt charakteriſtiſch dafür, welche Enteg
ſchung das Betriebsrätegeſetz ſeinen früheren e frigſten Veint
wortern gebracht hat. Dieſes Geſetz, von dem min fFch Bune

dinge verſprach, hat im allgemeinen nur Unruhe und Unfried
bhervorgerufen, ohne die Ervartungen zu verwirk id en. die
der Arbeiterſchaft an ſeine Exiſtenz geknüpft wurden Die
Kehlſchlag einer großen Hoffnung ſteht nicht de
e nzelt da. Es ſei nur erinnert an die rtirigen, die ma
ſeinerzeit in der Richtung einer Vermehrung der Produfton t
der Einführung des Achtſtundentage? verband,
die Hoffnungen, die den Anhängern des Gedunlens des
ſchluſſes von Tarifverträgen im Hinb.ick auf die friedliche
ſtaltung des Arbeitsverhältnſſes vorſchwehten, die hochgeſpan
ten Erwartungen, die ſeinerzeit mit der Errichtung der jetzt ſ
mangelhaft beſuchten Volk shoch ſchulen verknüpft wurden un
V sher hat ſich ſtots herausgeſtellt, daß die von der Sozialder
kriatie verſprochenen Verheißungen im ſtrikteſten Gegenſatz ſta
den zu ihrer nachherigen Verwirklichung

Bei der Durchführung der Sozialiſierung de
Dergbaues wird es nich. anders werden. Schon nach kurze
Zeit wird ſich herausſtellen, daß alle mit ihr verkundenen
wardungen der Erfüllung nicht entgegengeführt werden könne
Eine neue Enttäuſchung wird ſich den bisher erſebten zugeſelle
müſſen, und zur Bemäntelung der neuen Nieoer.age ver
dann neue Forderungen erhoben werden, durb die unſe
deutſche Volkswirtſchaft noch weitor dem Abgrund zugeführt wi

Not gemeinſchaft für die deutſche Kunſt. NMiniſtet
Haeniſch teilt mit, daß nach dem Vorbild der Notgemeinſcha
der deutſchen Wiſſenſchaften eine Not gemeinſchaft fü
die deutſche Kunſt in Bildung begriffen iſt.

er =—xä

r r-„J——Die Erbin von Lohberg
Roman von E. v. Adlersfeld-Balleſtrem.

(Nachdruck verboten.)

Dann fuhr nach wenigen Minuten der Wagen mit den
beiden Herren vor dem ſogenannten „Neuen Schloß“ vor,
die alte Lohburg, der Stammſitz des Geſchlechts lag abwärts
im Walde als eine maleriſche Ruine, die als Sonntagsaus-
flug für die benachbarten Städter ſehr beliebt war, was die
hinterlaſſenen Butterbrotpapiere, Eier- und Wurſtſchalen
ſchlagend bewieſen. Das „neue“ Schloß, im prunkvollen
Stile Ludwig XIV. im Anfang des 18. Jahrhunderts er-
baut, hatte einen impoſanten, dreiſtöckigen Mittelbau, ge
krönt von eleganten Manſarden mit OeuilBoeuf-Fenſtern;
niedere, mit Vaſen und Statuen gekrönte Seitenflügel flan-
kierten ihn elliptiſch und wurden zu beiden Seiten durch je
einen eleganten Pavillon abgeſchloſſen, der allein für ſich
ſchon als eine ganz nette Villa hätte gelten können. Vor dem
erweiterten Halbkreis dieſes Gebäudes, das mit breiten
Terraſſen umſäumt war, dehnte ſich eine weite Raſenfläche
aus, geſchmückt mit kunſtreichen Teppichbeeten, in deren
Mitte ein prächtiger Springbrunnen ſeine Waſſer ſpielen
ließ. Der kuliſſenförmig ſich vorſchiebende Park mit dem
blauen Himmel darüber, die leuchtende Pracht der Blumen,
das gelblich getönte Schloß mit dem grünpatinierten Kupfer-
dach ergaben ein wunderſchönes Bild, bei deſſen Anblick
Windmüller unwillkürlich ausrief:

„Welch e Beſitz! Nun ja, man begreift, daß
dieſes verkleinerte Verſailles „raut bien une messel“

„Oh, macht es Jhnen auch den Eindruck?“ murmelte
er Geſandte mit einem ſcharfen Blick auf ſeinen Begleiter.
„Bielleicht haben Sie recht.

g. fuhr nun unter dem weitausladenden Por
m en Bdete, vor und

in der Balkon des erſten Zto Awerka bil

anmutige Gattin des Geſandten auf die Schwelle und be-

10)

erſte trat zur Begrüßung die noch junge,

grüßte ihn mit herzlichem Willkommen und einem gut
bürgerlichen Kuß, worauf ſie Windmüller als einem alten
Bekannten freundlich die Hand reichte. Jhr auf dem Fuß
folgte ein älterer, großer, ſchlanker Herr mit wallendem,
ſchneeweißem Prophetenbart, zu deſſen ſilberſchimmernder,
wohlgevpfl gter Pracht die ſtarken pechſchwarzen Brauen in
auffallendem Kontraſt ſtanden, und noch auffallender im
Gegenſatz zu dieſen waren ſeine merkwürdig hellen, faſt
farbloſen Augen, deren matt graublau getönte Jris wie mit
einem ſpitzen Pinſel dunkler umzogen ſchienen, während die
Pupille einem winzigen dunklen Punkte glich. Die Haare
dieſer merkwürdigen Perſönlichkeit waren weiß, wie der
BVart, voll und bürſtenförmig verſchnitten, aber trotz dieſer
Alterszeichen war der Mann noch nicht bejahrt; er mochte
vielleicht Ende der Fünfziger ſtehen.

„Ah, Herr von Ellbach! Sie ſehen, es iſt mir gelungen,
meinen Freund, den Profeſſor Windmüller, zu dem Ab-
ſtecher nach Lohburg zu gewinnen“, ſagte der Geſandte mit
einer vorſtellenden Handbewegung. „Meine Geſchäftsreiſe
nach Berlin war ein glücklicher Fiſchzug; wir trafen uns zu
fällig im Hotel.“

„Wir ſind Jhnen für Jhren freundlichen Beſuch ſehr
zu Dank verpflichtet, Herr Profeſſor“, verſicherte Herr von
Ellbach verbindlich. „Es iſt in der Tat zu liebenswürdig,
uns Jhre koſtbare Zeit zu widmen, und wir preiſen den Zufall, der Sie gerade in Berlin anweſend ſein ließ. Meine
Tochter, ah, da kommt ſie gerade mit meiner Frau.
Liebe Olga Herr Profeſſor Windmüller! Unſere Tochter,
Leonore Lohberg.“

Windmüller küßte die ihm etwas herablaſſend gereichte,
ſchöne und wohlgepflegte 977 der Frau von E und
überflog ihre impoſante, ſtark zur Fülle neigende alt
mit einem Blick: die ehemals berühmte Schönheit des Wie
ner Hofes konnte ſich aus einiger Entfernung nvoch wohl
ſehen laſſen; in nächſter Nähe war ſie eine durch krampf
hafte Reſtaurierungsanſtrengungen gezeitigte Ruine, deren
Tüncbe in der Form von Puder und Schminke und vermut-

lichen Haaranleihen den Verfall trotz raffinierter Toile
mehr augenfällig machte, als ihn verdeckte. Der ſtatuenhafte
klaſſiſche Schnitt ihrer Züge hatte durch die darauf liegende
Puderſchicht etwas maskenhaft Starres bekommen, dem de
harte Ausdruck in den an ſich ſchönen Augen kein Leben ve
leihen konnte. Der geübte Phyſiognomiker und Plychologe
Windmüller hielt das aber für ſtudierte, gemachte Jndolen
denn in dieſen kalt von oben herabblickenden Augen kennt
es augenſcheinlich ganz S aufflackern, wie von ver
haltener Leidenſchaft und ungezügelter Heftigkeit.

Die junge Erbin von Lohberg raſch muſternd, ſtellte
Windmüller feſt, daß ihre Photographie weder geſchm
chelt noch das Gegenteil war. Das unretuſchierte Bild der
Amateurkamera iſt ein ſehr zuverläſſiger Zeichner, Nur
fehlte dem ichtbild die Farbe, die der lebenden Leonore
Lohberg einen Reiz verlieh, der ſchwer zu ſchildern iſt
Kaum ein Maler wäre imſtande geweſen, allein nur
Pracht ihrer Haare mit ihrem Farbtone rötlichen Goldes
wiederzugeben, deſſen leuchtender Glanz niemals auf künſt-
lichem Wege zur erreichen iſt. Mit dieſer ſeltenen h
ſtimmte das milchartige, aber durchſichtige Weiß ihrer Ha
wunderbar zuſammen, die Wangen wurden nur in der
regung roſig überhaucht, wie das Innere einer Malmaiſon
roſe, und auch der liebliche Mund war nicht eigentlich rot
ſondern vom zarteſten Jnkarnat. Ob Leonore Lohberg
ihrer Vorzüge wirklich ſchön im engeren Sinne des
war, wäre vielleicht zu beſtreiten geweſen; aber die a
fallende Pikanterie, welche im Gegenſatz ihrer tiefdunklen,
greben Augen mit den über der ngedee Naſe z
armmengewachſenen Augenbrauen und bizarren m
über der Oberlippe zu der lichten Fülle ihrer e
machte, daß man ſie ſelvſt neben einer tadelloſen kl
Schönheit ſicher nicht überſehen h
leicht über Mittelgr ank und Le dertelgrößze

tt; abere e e e eFortſetzung tolgt.)
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alle und Amgebung
Halle, 2. Dezember.

ahl der Kusſchußmitglieder
w der Akl gemeinen Ortekrankenkaſſe

g, den 5. Dezember, findet in Halle eine Wahl
verſgt hieher leider nur geringe Beachtung gefunden hat: die

bend e de Jusſchuß mitglieder der Aligemeigen Orts
n Kindern jentaſſe zu Halle. Die Bedeutung dieſer Wahlen
a eſhweig an ſten, wenn die Aufgaben des aus dieſer Wahl

chrichien henden Ausſchuſſes lurz geſtreift werde Vorweg ſei
toben, daß der Ausſchuß aus ſeiner Mitte den Vor

v Vorſitzenden der Ortskrankenkuſſe zu wählen
In erf vier Jahre hinaus don Arbeiten des Ausſchuſſes

ſten üenen gibt. Dieſer Umſtand verleiht gerade den bevorſtehen
er Streit len eine ausſchlaggebende Bedeutung weil innerhalb
v. deren en Jahre oller Vorausſicht nach erhebliche
dine atungen in der Lohnbewegung eintreten werden. Der

v e conntag gibt uns die Möglichleit, unſern Einfluß ſicher

e be wichtigſten Aufgaben des Ausſchuſſes
iekrorit doſtf des Voranſchlages, Abnahme der Jahresrech-

vertretung der Kaſſe dem Vorſtande gegenüber, Abſchluß
hexinbarungen und Verträgen mit anderen Kaſſen, Er-

x m von Meſde und Zohlſtellen, Auflöſung der Kaſſe oder
n 14 vereinigung mit a ide ren Kaſſen, Veſchlußfaſſung über
ger e von Rilgliedern des Ausſchuſſes, Genehmigung der
r Hotels e mit Aerzten, Apothekern und Heilanſtallen, Genchmi-
jetzt ſtellt der Dienſtordnung für Angeſtellte, Zuſtimmung zur Er

m von Koankonhäuſem und Geneſungsheimen und Ueber
a der Kranken.

das Pahlverfahren vollzieht ſich im allgemeinen wie bei
ſonſtigen Wahlen. Es muß daher jeder Wähler ſeinen

tel, ohne daß er beobachtet werden kann, in einen ihm
pröſidiumg behlotal überreichten Briefumſchlag ſtecken nd dann dem
t ſeſer unverſchloſſen aushändigen der ihn ſoſort in die

gli ch ne einwirft. Gleichzeitig iſt der Wahlousweis abzu
per ger Wahlausſchuß iſt befugt, die Wahl und Stimm-

rechend ing jedes Wählers bei der Wahlhandlung zu prüfen.tigten r Mme eines Wählers n dem Arbeitgebar- und Mit
t W erzeichnis nicht enthalten, ſo wad er zur Wahl nur zu
ch ſoide wonn er in e'ner ſämtliche Mitglieder des Wahlaus-

x x M üWerzeugender Weiſe ſeine Wahlberechtigung nach
„tann. Als Nachweis genügt in der Regel für die Ar

eeber die Quittung über die zuletzt gezahlten
ſenbeiträge. für die Kaſſenmitg ieder das
nungsbuch oder eine vom Arbeikgeber ausgeſtellte Be
gung daß der Betreffende am Tage der Wahl noch in
gfigung ſteht.
Ingültig iſt die Wahl einer Perſon, die zur Zeit der Wahl
wählbar war.

Umgüſtig iſt ferner die Wahl einer Perſon, von der oder
ren Gunſtem von Dritten die Wahl rechtswi' rig (S8 107

elche Enttin 240, 339 des Reichsſtrufgeſetzbuches) oder durch Gewäh
'aſten Betür oder Verſprechung von Geſ.henken beeinflußt worden iſt,
n denn, daß dadurch das Wahlergebnis n'cht verändert

nfriedden. die u iſt.
en ſollſt Du nun wählan? Der Allgemeine Arbeit
therband hat im Einvernehmen mit den übrigen
igebervorbänden eine Liſte aufgeſtellt, die mit dem Namen
ſedrich Andag beginnt. Das Chriſtliche Gewerk-
jtskartell und der Deutſche Gewerkſchaft s

z haben den gemeinſamen Wahlvorſchlag 1 e'ngereicht, der
m Namen Paul Zwanzig ſeine Spitze hat. Der
teitgeber alſo wählt am kommenden Sonntag die Liſte
dag, der Arbeit nehmer die Liſte Zwanzig.
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Sozialdem
e iſatz a Hhaus- und Grundbeſitzer- Verein

nene Grundſteuer Die Gebände-Feuerverſicherung.
Antrag auf Erhöhung der Zuſchläge auf die Friedensmiete.
der Haus und Grundbeſitzer- Verein Halle-
rd hielt dieſer Tage ſeine von ca. 200 Mitgliedern beſuchte
atzver ſammlung im „Gaſthof zum Mohr“ ab. Der Vor
de, Herr Staudtmeiſter, berichtete über die neue
undſteuer, das Reichsmietengeſetz und die Gebäude-

Nuerverſicherung. Der Freiſtaat Preußen beabſichtigt,
U. Januar 1921 die Grundſteuer einzuführen, welche 10 vom

betragen ſoll. Neben dieſem feſten Betrage können Zu
ige erhoben werden. Nur mit dem halben Steuerſatz werden
angezogen unbebaute Grundſtücke, wenn ſie landwirtſchaftlich
x gärtneriſch genutzt werden und ihr Wert im ganzen nicht

t als 1000 M. beträgt und bebaute Grundſtücke, deren Größe
mehr als 30 Ar oder deren Wert ohne Gebäude nicht mehr
10000 M. beträgt. Für das Jahr 10921 ſoll neben dem feſten
zage der Grundſteuer ein ſtaatlicher Zuſchlag von 100 v. H. er
m werden. Die Hausbeſitzer ſind nicht mehr in der Lage, die
ubelaſtung zu tragen. Die Möglichkeit der Abwälzung auf die
er iſt durch Erhöhung der Mieten, welche jedoch durch das
teinigungsamt feſtgeſetzt werden, zuläſſig. Leider treten je-
die durch das Mieteinigungsamt feſtgeſetzten geringen Er-

ungen, immer erſt 3 bis 6 Monate nach Aufbürdung der neuen
en ein, ſo daß der Hausbeſitzer gezwungen iſt, die neue Laſt
ndeſtens Jahr allein aus ſeinem Arbeitseinkommen zu tra-

Ueber das Reichsmietengeſetz iſt bis zur Stunde Genaueres
h nicht bekannt, es ſieht jedoch eine Neuregelung der
ieten ſowie der langfriſtigen Verträge vor. Betr. der Ge
defteuerverſicherung führt Herr Staudtmeiſter aus, daß der
teſitzer bei ſeiner jetzigen Verſicherung, auch wenn er in An
echt der allgemeinen Wertſteigerung ſehr hoch nachverſichert
ſo gut wie unverſichert iſt, da bei Unterverſicherungen nur der
Jrämienzahlung entſprechende Teil zur Auszahlung gelangt.
dieſem Rotſtand abzuhelfen, iſt eine Baunotverſiche

u in der Vildung begriffen, welche die Verſicherungsſumme
b auszahlen ſoll. Es werden hierüber den Mitgliedern in
er Zeit beſondere Schreiben zugehen.
In der anſchließenden regen Beſprechung unterſtühte

m Vaumeiſter Friedrich die Ausführungen des Vortragen
und betonte beſonders, daß der Hausbeſitzer nicht mehr in der

x ſei, die neue Grundſteuer zu tragen und daher gezwungen
dieſe abzuwälzen. Vom Reichsmietengeſetz hofft man, daß es

n deusbeſitz gegenüber dem jetzigen Zuſtande doch einige Er
Serungen bringen werde, vor allem die Abänderung der lang
en Verträge Auch die Baunotverſicherung begrüßte Herr
drih ſehr, da ſie den Hausbeſitzer bei einem größeren Brand

Lerarmung ſchützt. Zugleich regte Redner an. bei
Serun ſchaften angzufragen, ad es nicht angängig
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emne Eingabe ſowohl an den Magiſtrat wie an das Mieteinigungs
amt zu richten, in der gebeten wird, die Erhöhung der Zu
ſchläge auf die Friedensmiete vom 1. Januar 1921t an
heraufzuſetzen, damit die Steuer von ihrem Jnkrafttreten
an gleichmäßig von dem Vermieter ſowohl wie von dem Mieter
getragen wird.

Jm weiteren Verlauf der Verſammlung wurde eine Aufklä-
rung über die Ausfüllung des Fragebogens betr. die Grundſteuer
nach dem gemeinen Wert gegeben. Bei der Beſprechung über
das Halleſche Mieteinigungsamt wurde von allen
Seiten über die ſich gänzlich widerſprechende Spruchpraxis
geklagt und gefordert, darauf hinzuwirken, daß ſich dieſe nun
mehr endlich einheitlich geſtaltet. Auch wurde ſehr gerügt, daß
von einzelnen ſtellv. Vorſitzenden den Mietern geraten wird, Re
poraturen ausführen zu laſſen und die Koſten derſelben bei der
Mietszahlung innezuhalten. Dies iſt auf keinen Fall zuläfſſig,
Bei jeder Reparatur muß vielmehr erſt feſtgeſtellt werden, ob ſie
unbedingt notwendig iſt. Der Hausbeſitzer wird dieſe dann aus
führen laſſen, wenn ihm durch die künſtliche Niederhaltung der
Mieten nicht die Mittel dazu entzogen werden.

Der Himmel im Dezember. Mit dem Fortſchreiten der
winderlichen Jahreszeiten kommen die Planeten nach und
nach faſt fämtlich wieder in günſtigere Sichtbarkeitsverhältniſſe.
Zu Beginn des Monats iſt beſonders der ſelten mit bloßem
Auge aufzufindende Merkur gut zu ſehen. E' iſt rechtläufig
in der Wage, ſteht am 1. Dezember etwa in der Witte der beiden
hellſhen Sterne dieſes Sternbildes ung geht etw. drei Viertel-
ſtunden vor der Sonne auf. Er bildet ein kleines, aber ſtark
leuchtendes Sternchen am Südoſthimmel und iſt in der erſten
Morgendämmerung leicht aufzufinden. Der andere der beiden
innerhalb der Erdbahn um die Sonne wandelnden Planeten,
Venus, iſt Abendſtern und taucht nach Einbruch der Dämme-
rung bald tief am Südweſthimmnel auf. Auch Mars kommt,
wos ſeine Stellung anbelangt, im Dezember wieder in günſtigere
Sechtbarkeitewer hältniſſe und kann den ganzen Monat hindurch
etwa 235 Shunden im Südwweſten am Abendhimmel verfolgt
werden. Jmmer früher geht Jupiter auf. Anfang Dezember
e ſcheint er gegen Mitternacht, Ende des Monats bereits um
10 Uhr abends im Oſten im Bilde des Löwen und bieibt dann
bis Tagesanbruch über dem Geſichtskreis. Nicht viel ſpäter
geht Saturn auf, der bereits in das Gebiet der Jungfrau
gelangt iſt und dementſprechend etwas ſüdlicher als Jupiter
teht.b Goethes Deutſchtum. Mit dieſem Vortrage eröffnete, wie

n Vorſitzender, Herr Prof. Otto Bremer, zu Eingang ver
ündete, der hieſige Zweigverein des Allgemeinen Deut

en Sprachvereins ſeine öffentlichen Veranſtaltungen in
ieſem Winter für die Mitglieder und für die Freunde des Ver-

eins. Der Redner des Abends, Herr Superintendent i. R. Her
mes aus Wernigerode, ging davon aus, daß es uns ſchwer be
drücke, daß Goethe ſcheinbar ſo teilnahmslos der napoleoniſchen
Zeit gegenübergeſtanden habe. Aber wir Deutſchen verurteilen
niemand, ehe wir ihn nicht gehört haben Bevor er den Dichter
u Worte kommen ließ, ſchilderte der Redner lebendig Goethes

Begegnung mit Napoleon. Der geborene Ariſtokrat gegenüber
dem zum Diktator gewordenen Demokraten Beide einig in der
Verachtung der Maſſe und der Maſſenherrſchaft. Das großeSchweigen des 60 jährigen Dichters gegenüber dem Korſen iſt ein

Bekenntnis zu ſeinem Deutſchtum. Er lehnte die Einladung nach
Paris ab. Sein Gartenhäuschen und ſein beſchränkter Arbeits
kreis war ihm lieber. Daß er der Verſuchung widerſtanden, zu
einer großen, ins Weite gehenden Wirkſamkeit außerhalb ſeines
deutſchen Vaterlandes, das ſoll ihm unvergeſſen bleiben. Nun
hören wir den Dichter ſelbſt. Deutſchland iſt und bleibt das
wahre Vaterland meines Geiſtes und Herzens“, ſagte er 1819.
Er war „kein Freund des revolutionären Pöbels, der nur die ge
meinſten egoiſtiſchen Zwecke im Auge hat.“ „Jch haſſe jeden ge-
waltſamen Umſturz, weil dadurch ebenſoviel vernichtet wie gewon
nen wird.“
aber die in Staatsangelegenheiten.“
eine Zukunft, wenn nur jeder im Volk an ſeinem Platze ſeine
Pflicht tut. So beleuchtete der Redner Goethes Bekenntnis zum
Deutſchtum und ſeine ſtaatsmänniſche Auffaſſung unſerer Auf-
gaben. Und, ſo fuhr der Redner fort, worin zeigt ſich das Deutſch
tum am beſten und ſicherſten? Jn der Sprache. Der größte
Sprachmeiſter (nächſt Luther) hat auch an der Reinigung unſerer
Sprache von unnützen Fremdwörtern gearbeitet. Zwiegeſang für
Dueftt, bewegter Boden für koupiertes Terrain, Selbſtlernerei für

„Ja, das deutſche Volk hat

Autodidaktentum, Mächler für Friſeur ſind Goetheſche Ver
Er entſchied ſich für folgerecht ſtatt konſequent,

ſtatt direkt für ohne Umſchweife. Jn „Dichtung und Wahrheit“
hat Goethe an 50 Stellen eigenhändig das Fremdwort durch ein
deutſches erſetzt. Sein Grundſatz war: nicht nur reinigen, ſon-
dern zugleich bereichern. Die Fremdwörter ſaßen damals viel
feſter im Sprachgebrauch als heute, wo ihr Gebrauch ein Zeichen
der Halbbildung geworden iſt. Zuletzt beſchwur der Redner die
deutſchen Geſtalten aus Goethes Dichtungen herauf. Nicht den
urdeutſchen Götz, wie überhaupt nicht der junge, ſondern der alte
Goethe in dieſem Vortrage gewürdigt wurde. Als dichteriſche
Zeugen von echtem Deutſchtum wurden bezeichnet Hermann,
Fauſt, Wilhelm Meiſter (Erziehung zur Ehrfurcht) und Eugenie
aus der „Natürlichen Tochter“, nach Fichte „des Meiſters Meiſter-
werk“, bei dem der Vortragende am längſten verweilte; Eugenie
ſieht in der Heimat das Bild eines untergehenden Volkes, und
nun will ſie das Vaterland nicht laſſen. Als der Redner mit den
Ausſprüchen eines Ruſſen und eines Engländers ſchloß, jenes:
„gegen das ruſſiſche Gift iſt das Gegengift Goethe“, dieſes: „nicht
Napoleon, ſondern Goethe iſt berufen zum Weltherrſcher“, war
wohl allen Anweſenden zum Bewußtſein gekommen, wie beſchä-
mend gering doch der Einfluß Goethes auf das heute lebende Ge-
ſchlecht iſt. Für alle Verhältniſſe, die uns gegenwärtig bedrücken,
hat der Weltweiſe ein erlöſendes Wort gefunden. Er muß unſer
Führer werden, wollen wir das Deutſchtum wieder aufrichten. B.

Jm Sozialbeamtinnenverband ſprach am 55. November
Herr Studienrat Krüger über „Der Kampf um die
religiöſe Erziehung“. Unſer geſamt Schau weſen
beruht auf den Grundlagen des Chriſtentums und wird in allen
Geſinnungsfächern von der chriſtlichen Weltanſchauung be
berrſcht, deshalb iſt der Hampf kein bloßes Für und Wider den
Religionsuntorricht, ſondern greift tief, in unſer geſamtes Volks
eben ein. Die neue Reicheverfaſſung läßt die Simultanſchule
ole Norm gelten, gewährt jedoch dem Centrum die katholiſche
Religionsſchule, der Sozialdemokratie die reſig. onsloſe Schule.
Daß beide Parteien die Konſequenzen dieſes Zugeſtändniſſes
z'ehen werden, liegt auf der Hand. Dieſe Spal jung überträgt
die Zerriſſenheit des Volksganzen auf unſere Jugend, ein tief
tocgiſches Moment. Die Sozialdemokratie glaubt die Religions
ſchule bekämpfen zu müſſen vom Standpunkt des Jntellektualis
mus aus, weil Religion nicht lehrbar, vom S andpunkt des
Subjektivismus aus, weil Religion ins Belieben des einzelnen
geſtellt ſern müſſe, und endlich von Stagtswegen da die Schule
Staatsſache, Religion Priva ſache ſei. Von allen drei Geſichts-
punkten aus iſt die Schlußfoigerung der religionsloſen Schule
irrig, denn ohne religiöſe Unterweiſung iſt ſittliche Willens-
beſtimmung, die ein Produkt der Religion, nicht denkbar und iſt
Stellungna des Jndividuums zur Religion nicht möglich und
es iſt zum mindeſtens fraglich, ob die Berechtigung beſteht, die
Er tſcheidung über die Relgion der Kinder ſo weitgehend den
Eltern zu gewährleiſten und endlich der Staat ols Kulturſtagat
bot die Pflicht, ſeine zukünftigen Bürger mit dem Criſtentum
als einem der mächtigſten, wenn nicht dem mächtigſten Kultur- Staatsanwaltſchaft weiterieiten. Zunächt
fo ktwor ngener Zeiten bekanntviduum e in der Lage ſeln

rwichtigſten a T geiſtigen Lebens zu nehmen. Die neue
Drei z rdert ijehung zur ſittlichen Br An

„Jch haſſe alle Pfuſcherei wie die Sünde, beſonders
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machon, wenn das Jndi- Sonehmigung des Reichstages er
ſoll. Heellung zu der De ne

Dieſe Forderung wird immer wieder betont, aber noch nie iſt
der Weg zu ihrer Durchfüt rung gewieſen. Dagegen iſt religions
lcier Moralunterricht ſch.echterdings undenkbar, denn Religion
iſt das innere Weſen der Sittlichkeit, Sittlichkeit Erſcheinung
der Religion.“ Zum Schluß führte der Redner noch aus, wie in
dem Kampf um den Religionsunterricht, ein Kampf der beiden
Weltanſchauungen zum Austrag kommt. Der vächſte Vortrag
„Berufspſychologie und Soziailpädagogik“ von Herrn Dr.
Cieſe wird im Saal der „Tulpe“ am Donnerstag, den 2. Dez.
um 84 Uhr abends ſtattfinden.

Strafkammer. Zwei edle Polen im Alter von 23 und
20 Jahren, die Arbeiter Kaver Koniczuy und AntonKlaus, wie viele ihrer Landslente eine wahre Landpla füruns, hatten ſeit Mai nicht gearbeitet, ſondern ſich in J erſebueg

und Umgegend herumgetrieben, wie ſie ohne weiteres ein
geſtarden. Sie wollen teilweiſe von ihren Erxſparniſſen gelebt
haben, die nach ihrer Angabe bei jedem 400 M. betragen haben
ſollen. Sie waren nun angeklagt, in Merſeburg und Um-
egend gewerbsmäßig Glücke ſpiele getrieben zu

deren Erträgniſſe wöchentlich 800 Mark betragen haben
ſollen. Dann waren ſie, fünf Mann hoch, nach Eiſenach S
fahren in der ausgeſprochenen Abſicht, dort zu ſtehlen. Jn
Eiſenach wurde die Bande feſtgenommen, wobei ein Polizei
beamter erſchoſſen worden war, weswegen noch ein
Verfahren ſchwebt. Jetzt hatten ſie ſich nur wegen des gewerbs-
mäßigen Glücdksſpiels zu verantworten, wofür drs Gericht jeden
zu 8 Monaten Gefängnis und 300 Mark Geldſtrafe verurteilt-,
auch wurde auf Zuläſſigkeit der Polizeiaunfſicht, ſowie auf fünf-
jährigen Ehrevrechtsverluſt erkonnt, die Geldſtrafe und ein
Monat Gefängnis wurde als durch die Unterſuchungshaft ver
büßt erachtet.

Weihnachtsmuſik in der Marktkirche
abends um 6 Uhr findet in der Marktkirche eine Weihnachts
muſik ſtatt, veranſtaltet von Frau Profeſſor Schmidt-
Haym und ihrom Chor unter Mitwirkung des Organiſten der
Tearktkirche, Herrn Rebling. Der Ertrag des Konzerts iſt

zu beſtimmt, den Armen der Gemeinde eine Weihnachtsfreude
zu bereiten. Die Kirrhe iſt geheizt. Um rechte Weihnachts
ſtimmung zu wecken, wird das große ſchöne G. gteshaus unter
Ausſchaltung der Coesbeleuchtung im Glanz von über 250
Kerzen erſtrahlen. Jn der für Klangwirkungen beſonders ge

Am Sonntag,

irre werden die ſchönen weihnachtlichen Lieder
und 4 Chöre noch mehr zur Gektung kommen als in den
a. ideren Kirchen. Eintretksprogramme ſind bei G. Hothan, bei
v ſowie n den Pfarrhäuſern an der Marienkirche
zu haben.

Paul Pleſchkes Muſikſchule gab mit einigen der am
meiſten vorgeſchrittenen Schulen und Schülerinnen einen Vor
tragsabend. Er brachte deg Mitwirkenden wohlverdienten,
reichen Beiſall. Der Reinertrag belief ſich auf 1177 Mark, welche
der Waiſenanſtalt in der ranckeſchen Stiftungen überwieſen wurden.

Für die Waiſenanſtalt der Franckeſchen Stiftungen. Der
ven Lotte- Martha Hentſchel veranſtaltete Liternriſche Vortrags-
und Konzertabend zum Veſten der Waiſenanſtalt der Franckeſchen
Stiftungen erbrachte den erfreulichen Reingewinn von 1425,40 M

Familien Nachrichten
Geburt: Prokuriſt Fritz Rothkamm (ESohn).
Verlobung: Marta Jährling und Fran r
Bermählung: Karl Krausholz und Roſa Fleiſcher.
Todesfälle: Am 30. November Schloſſer Karl Herrmann.

Am 29. November Emma T rolle geb. Kögel im 51. Lebens-
jahr. Am 30 Norember Auguſte e geb. Hoske im
57. Lebeneſjahr. Am 29. November Laiſe Naumann geb.
Becker im 70. Lebensjahr. Am 30. November Lehrer Oskar
Trebs im 47. Lebensjahr.

Regelung der Pfarrbeſoldungsfrage
Am 25. November war der Generalſynodalvor ſtand mit dem

Erang. Oberkirchenrat in Berlin zu gemeinſamer Beratung der
Pfarrbeſoldungsfrage vereinigt. Gegenſtand ei gehender Er
örterungen bildeten die Vorſchläge des Epang. Oberkirchenrats
für einen alsbaldigen weiteren Aushau der durch die Grundſätze
vom Juni d. J. eingeleiteten vorſchußweiſen Ubergangsver-
ſorgung. Jn den Mittelpunkt der Beratungen traten dabei
die vom Evang. Oberkirchet.rat bereits eingeleiteen, ſowie neu
von ihm vorgeſchlagenen Miißnahmen zwecks voller Ausnutzung
der kirchlichen Vermögenskeäfte und zwecks Erſarmung einer
Erhöhung der bisherigen Stagtsbethilfe, wie eine ſolche ange
ſichts der ſtark begrenzten Leaiſtungsfähigkeit des k e rchlichen Ver
wögens und der kirchlichen Steuerkraft ungbweislich wird.
Ueber ſämtliche Maßnahmen ergab ſich völlige Uebereinſtim-
mung. Der Umfang und der gaugenßvlſickliche Stand der ſchweben-
den Maßnahmen zur Beſchiffung aller erforderlichen Deckungs-
mittel laſſen die Hoffnurg begründet erſckeinen, daß es bei
ſelbſtloſer Hingabe aller ört' ichen Deckungsfräfte an den Dienſt
für die Geſamtheit in kürzeſter Friſt möglich werzen wird, allen
Geiſtlichen, Ruheſtands geiſtlichen und Pfarrhinterbliebe nen
mit Wirkung vom 1. April 1920 ab eine wirtſchaftliche Verſor-
gung entſprechend der für die Staatsbeamten der Gruppe 10
beſtehenden zu ſichern. Zunächſt hat in dieſer Richtung die Ge
währung der Ortézulagenverſorgung beſchloſſen werden können
deren einſtweilige Zahlbarmachung hiernach bevorſteht.

Das Verfahren gegen Erzberger
Nach der „Kreatzztg, hat der Oberſtgats anwalt

beim Landgericht III die gegen den früheren Reichsfinanz-
miniſter Erzberger erſtattete Strafanzeige dem
Finanzamt in Charlottendurg übermittelt. Dieſe
Maßnahme wind wie folgt begründet:

„Nach 8 386 und 389 der am 13. Dezember 1919 in Kraft
getretenen Reichsabgabenordnung vom 13. Dezember 1919 iſt
ur Erforſchung des Sachverhaltes und zur Entſcheidung das

Jinanzamt in Charlottenburg zuſtändig. Nach s 891 a. a. O
iſt die Staatsanwaltſchaft zum Eingreifen zurzit überhaupt nicht befugt, da die ſich aus den
g 390, 391, Abſatz 1 a. a. O. ergebenden Vorausſetzungen dieſer
Befugnis „Abgabe der Sache an ſie durch die Frnanzbehörde
oder vorläufige Feſtnahme des Beſchuldigten und Vorführung
vor den Richter“ nicht eingetreten ſind. Die in der Preſſe auf
eſtellte Behauptung, daß die Staatsanwaltſchaft nach Er-
w. ttung einer Anzeige verpflichtet ſei, gegen Erzberger einzu
ſchreiten, iſt ſomit nicht zutreffend. Die Staatsonwaltſchaft iſt
noch Lage der geſetzlichen Vorſchriften dazu nicht nur nicht ver
pflichtet, ſondern ſogar nicht einmal berechtigt.

Jm übrigen wird darauf hingewieſen, daß der Beſchuldigte
Mitglied des Reichstages und der Reichstag in einer
Sitzungsperiode begriffen iſt. Nach t 87 der Reichsverfaſſung
vom 11. Auguſt 1919 iſt die Unterſuchung gegen ihn daher nur
mit Genehmigung des Reichstages zuläſſig. Die Einholung der
Genehmigung würde dem Finanzamte obliegen, ſofern die
Sache re noch an die Staatsanwaltſchaft a 2ben wird. Er
folgt die Abgabe, ſo wird die Staatsanwaltſchaft vor Eintritt in
die Ermittlungen die Genehmigung nachſuchen müſſen.

Nach dieſem Beſcheide der Stagteanwaltfchaft ward nunmehr
das Finanzamt in Charlottenburg ſch erneut mit
den Anſchuldigungen gegen Erzberger beſchäftigen müſſen. Es
an aber ſobald es es für richtig häit, das Verfahren an die

des Keissteages 2 enre etu



Die Kufſbringung der Gehälter
juür die Geiſtlichen Thüringens

I. Sachſen- Weimar.
Zu den Beſoldungen der aktiven edangeliſchen Geiſtlichen
von Staat und Kirche aufzubringen: 2 968 200 M. Grund

ehalt (Geſamtbeirag für alle 246 Pfarrſtellen nach Gruppe 9
nd 10), 191 000 M. Kinderbeihilfen, l 789 600 M. Ausgleichs-
m egg 30 000 M. Dienſtzulagen an Superintendenten, i. Sa.2 800 2M. Geſamtbedarf. ijervon gehen ab als Anteil des

Staates: 501 935 M. als Zuſchuß von 655 565 P. zur Landes
kirchenkaſſe, 2 062 000 M. neu beantragter Staatsbeitrag zu den
Beſoldungserhöhungen der aktiven Geiſtlichen, ſo daß als von
der Kirche aufzubringen verbleiben: 2684 865 M., und zwar
aus Pfründen (Stelleinkommen) von den zurzeit beſetzten
Pfarrſtellen 680 000 M., von den Kirchgemeinden zu den Beſol
dungen von 43 329 M.) und 1983 201 M. durch künftige
Steuern.

Der oben beregte Staats zuſchuß von 655 565 M. an
die Landeskirchenkaſſe von S.- Weimar ſetzt ſich wie folgt zu

ammen: 501 935 M. für Beſoldungen, und zwar 490 000 M.
lterszulagen für evangeliſche Geiſtliche, 1235 M. Zuſchüſſe an

Superintendentenſtellen, 10 700 M. Zuſchüſſe an gering dotierte
evangeliſche geiſtliche Stellen. 132 000 M. Zuſchuß zum Pen-

nsfonds für die ev. Geiſtlichen, 2800 M. Unterſtützungen für
hilfsbedürftige ev. Geiſtliche, 3000 M. Dienſtzulagen für geiſt
liche Mitglieder des Kirchenrates, 9500 M. zu Unterſtützungen
an dürftige Kirchgemeinden zur Aufbringung der Entſchädigung
ür Wegfall der geiſtlichen Gebühren, 1586 M. Verwaltungs-

ſten für Superintendenturen, 519 M. feſter Zuſchuß an den
n in Weimar, 4225 M. Jnsgemein (Zuſchußfür Kollaboratorenvergütungen, Koſten für Vertretung der
Superintendenten uſw.). Das Stelleneinkommen der nicht
deſetzten Stellen von etwa 120 000 M. wird zur Vergütung der
piieih e zu Stellerledigungskoſten u. dgl. gebucht.u den Ruhe- und a rkegehalters der ev. Geiſt
37 unter Zugrundelegung der neuen Gehaltsſätze und des

eichsentwurfes zu einem Penſionsergänzungsgeſetze werden
vorausſichtlich 275 000 M. erforderlich ſein (110 000 165 000 M.
laut Eingabe der Thür. Kirche an den Thür. Landtag vom 1. No
dember 1920). Hierauf werden gezahlt: 180 000 M. aus Mitteln
des Staates, und zwar 110000 M. Ruhe- und Wartegehalt,
80 000 M. laufende Teuerungszulagen und 40 000 M. beſondere

n (Die letzten beiden Poſten ſtellen den Bearf für 1. April 1920/21 r Von den verbleibenden 95 000 M.
ntfallen 21 664 M. aus Leiſtungen der Kirchgemeinden, 73 336
ark ſind durch kirchliche Steuern aufzubringen, und zwar
000 M. aus folgendem Grunde: Den im Ruheſtand befind

lichen Staatsbeamten einſchl. Volksſchullehrern werden vom
1. April 1920 ab zu den beſonderen Teuerungszulagen noch
50 Proz. Zuſchlag gewährt. Da den penſionierten Geiſtlichendieſer Zuſdleg vom Staatsrat von Thüringen an worden
iſt, hat die 12. Landesſynode beſchloſſen, pieſen Geiſtlichen Ent

ſchuldungsbeiträge von je 500 M. und Unterſtützung zu ge
währen; als ihr Betrag ſind die obigen 20000 M. einzuſetzen,
nämlich: 27 500 M. 13 500 M., etwa 6500 M. Unterſtühungen.

Die Fürſorge für die Hinterbliebenen der feſtange-
ſtellten Geiſtlichen der evangeliſchen Landeskirche von Sachſen-
Weimar iſt vom 1. Januar 1911 ab gegen Uebernahme des Ver-
mögens der Penſionsanſtalt für die Witwen und Waiſen der
wangeliſchen Geiſtlichen nach dem Stande vom 30. Juni 1911 im
Betrage von 875 586,46 M. (Kurswert) auf den Staat über
zegangen. Die Nichtgewährung des 50pxroz. Zuſchlages zu den
beſonderen Teuerungszulagen vom 1. April 1920 ab an die
Hinterbliebenen erſcheint deshalb nicht gerechtfertigt. Die gleich-
zeitig von der 12. Landesſynode an die Pfarrwitwen- undweiſen beſchloſſene Gewährung von Entſchuldungsbeiträgen und

Unterſtützungen würde ſich erübrigen, wenn der Staat die Ver
pflichtung zur Gleichſtellu mit den Hinterbliebenen der
Staatsbeamten e würde. Den neuen Gehaltsſätzen ent
ſprechend wird ſich der vorausſichtliche Bedarf an Hinterbliebe-
nenbezügen der evangeliſchen Geiſtlichen auf etwa 420 000 M.
ſtellen. Der Betrag berechnet ſich wie folgt: 120 000 M. Witwen-
und Waiſengelder (veranſchlagt ſind 133 000 M., f. Haushal-
tungsplan 1920 S. 148), 95 000 M. laufende Teuerungsbezüge,
190 000 M. beſondere Teuerungszulagen (die beiden letzten
Poſten bilden den Bedarf für 1. April 1920,/21), 15 000 M. für
Unterſtützungen uſw., i. Sa. 420 000 M. A

Eiſenberg, 1. Dez. (Hausangeſtellten-Steuer.)
Der Stadtrat genehmigte den Entwurf über eine Hausange-
ſtelltenſteuer. Die geſtaffelte Steuer beträgt bei einem Dienſt-
boten 100 Mark, 200 Mark für den zweiten, 500 Mark für den
dritten und 1000 Mark für den vierten, jeder weitere Hausange-
ſtellte wird mit 500 Mark mehr verſteuert,

1. Genthin, 1. Dez. (Der Kreistag des Kreiſes
Jerichow II) erklärte ſich mit der Aufnahme einer weiteren
Anleihe von 15 Millionen Mark für die Elektrifierung des
Kreiſes einverſtanden. Bisher waren 20 Millionen dafür be-
willigt. Der von der Landelektrizität in Halle aufgeſtellte
Koſtenanſchlag ſchließt mit einer Bauſumme von 45 Millionen
Mark ab. Zur Deckung der Koſten wurde die ſtärkere Heran

von Grund und Boden für notwendig gehalten. Dem
ntrag des Kreiausſchuſſes auf Abſchluß eines Vertrages

über den von Reich und Staat für den Ausbau der Elektrizitäts
verſorgung bewilligten Ueberteuerungszuſchuß gab der Kreistag
r uſtimmung. Für die vom Kreis angekaufte Ziegelei
n Parey ſoll die Genehmigung zur Aufnahme einer Anleihe

von 138 Millionen Mark nachgeſucht werden. Man hofft aus
der Kreisziegelei einen jährlichen Ueberſchuß von 100 000 Mark
u erzielen. Die vom Kreiſe angekaufte Büngerſche Heilan-
talt in Großwuſterwitz erfordert einen jährlichen Zuſchuß von
500 000 Mark. Zum Landrat des Kreiſes wurde ein-
ſtimmig der bisherige kommiſſariſche Landrat Regierungsrat
Dr. Häntzſchel gewählt.

1. Genthin, 1. Dez. (Die Stadiverordneten-Ver-
ammlung) beſchloß die Einführung einer Fremden-7 Dieſelbe ſa 10 Prozent des zu zahlenden Entgelts

für Uebernachtung uſw. betragen. Es wird mit einem jährlichen
Steuerertrage von 5000 Mark gerechnet. Weiter nahm die Ver-
ſammlung auf Veranlaſſung des Gaſtwirtsvereins Genthin und
Umgegend Stellung gegen die neue Verordnung, die einen Wirtshausſchluß auf 10 buße abends vorſieht. Die Verpachtung

der Gemeindejagd) in Niegripp brachte folgende Höchſt-
gebote: Parzelle 1 (3200 Morgen) 6800 Mark, Parzelle 2) (1648
Morgen) Mark.

Deſſau, 80. Nov. (Verein der Viehßändler
Anhalt s.) Zahlreiche Viehhändler Anhalts hatten ſich hier
verſam melt, um über einen gemeinſawen zuheraten. Auf Veranlaſſung des Verbandes mitteldeutſcher Vieh
händler wurde beſchloſſen, einen „Verein der Viehhä An
halt zu gründen, in den die bisherigen Viehhändlerverbände
aufgehen ſollen. Die anweſenden und Kleinviehhändler
traten geſchloſſen dem neuen Verbande bei.

Die der Bolkshochſchule. Einee aus allen Wiſſ

Da kann nur eine Sammlung wie die vorliegende. ADe
Wiſſensgebiete ſollen in ihr behandelt werden, und zwar in
einer Form, die allgemeinverſtändlich iſt und die zu weiterer
Veſchäftigung mit dem behandelten Gegenſtande anregt. Nicht
bloße Darbietung iſt das Ziel der Sammlung ſondern Ein
eins in die Fragen der Wiſſenſchaft und Anleitung, ſie ſelb-
tändig zu durchdenken. Und für den, der zu lehren befähigt und

bereit iſt ſoll ſie nach Form und Jnhalt ein Muſter ſein, was für
Gegenſtände zur Behandlung geeignet ſind und in welcher Weiſe
ſie den Hörern nahe gebracht werden können. Das erſte Bänd-
chen, Albrichs Einführung in das philoſophiſche Denken, ſoll den
Zugang zu dem ſchwer zugänglichen und doch ſo lockenden Ge
biete der Philoſophie erſchließen es will zeigen, was Philo-
ſophie iſt, mit welchen Fragen ſie ſich beſchäftigt. Während das
Buch von Oſtwald, las moderne Japan, uns mit dem Werden

und Weſen der neuen Großmacht bekannt
mal eine bedeutende Rolle im Weltgeſchehen ſpiel die noch
uns Harings „Aus unſeres Volkes Werde n en vird,
e Zeit des eigenen Volkes zur n dieonderer Bedeutung für uns iſt, da wir wieder am lebt
Entwicklung ſtehen. Die biologiſchen Streifzü
geigen, mit welchen Fragen ſich die jüngſte 5
wiſſenſchaften beſchäftigt, hrend die Einfüh
öffentliche Recht von Konrad Maß der bedauern
ſchaft mit unſern öffentlichen Einrichtungen abhelfe n
Einführung in Richard Wagners Werke und Schri
aus der Feder des Freiherrn von der Pforten ſo endiſ
kannt machen mit einem der Krößten Deutf enauer
Schöpfungen, ſo hoffen wir. mit dazu helfen n deſſ
Volke fein Anſehen in der Welt surückzuerobern. eder un

den

Wolle s v
Bericht vom Zuckermarkt

Der Verkehr an den deutſchen Rohzuck märkten war
während der Berichtswoche recht lebhaft. Um angreiche Frei
goben in Erzeugniſſen kamen zwar nicht heraus aber ver
ſchiedentlich wurde erſtklaſſige Rohware an Raffirerien, die ſie
dringend zur Fortſetzung ihrer Veredkungsarreit bedurften.
Nebenher wurden Nacherzeugniſſe angewieſen Die meiſten
Juckerfabriken befinden ſich noch in voller Tä' gkeit, werden
aber, falls keine unvorhergeſehenen Schwierigkel en eintveten,
noch vor Weihnachten mit der Rübenverarbeitung fertig werden.
Einige kleinere Fatwriken haben den Vetriev inzwiſchen bereits
ein geſtellt da die von ihnen aufzuarbeitende Rübenmenge ver
hältnismäßig gering geweſer iſt. Jm übrigen laſen die Er
h auf den Fabriken ſchon jetzt den Schluß zu. daß die er
vffte Erzeugung von rund 24 Millionen Zenter ſehr wahr

ſcheinlich noch etwas überſchritten werden wird. Der Verkehr
in Zuckermelaſſe geſtaltet ſich ziemlich umfangre unter nicht
unweſentlicher Erhöhung der in der Vorwoche gesahlten Preiſe.
Tie Ungewißheit darüber, ob die Zwangswirtſchaft für Zucker
mit dom Beginn des nächſten Betriebsjahres fäll' oder nicht, iſt
le'der geeignet, die Hoffnungen auf eine ſtarke Erhöhung des
Rübenarbaues im nächſten Jahre weſentlich berabzudrücken.
Die Forderung an die Reichsregierung kann nicht oft genug
wiederholt werden, hier doch endlicl; freie Bahn zu ſchaffen und
ſo ſchnell als möglich die Erklärung abzugeben, daß die Frei-
zügigkeit des Zuckers vom 1. September 1921 ab geſichert iſt,
unter vorläufigem Verbot der Ausfuhr, die erſt einzutreten
hötte, wenn der Jmlandbedarf voll gedeckt iſt. Eine ſolche Er
klärung würde bereits im nächſten Herbſt die Ausfuhr von
deutſchem Zucker wahrſcheinlich machen und dies läge doch wohl
im allgemeinen Intereſſe und würde eine beachtenswerte Stütze
unſerer Valutg ſein. Die Reichsregierung muß ſich aber mit
r Entſcheidung beeilen, ſonſt wäre alles w. der einmal zu
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Am Raffinademarkt herrſchte lebhafter Verkehr. Die
Raffinerien ſind jetzt allmählich in die Lage gekommen, die
ihnen bereits ſeit längerer Zeit vongelegten Vezunsſcheine ein
zulöſen, zumal die Verarbeitung der Nohware ziemlich glatt
ror ſich geht. Jmmerhin befinden ſich die meiſten Raffinerien
noch wecht ſtark im Rückſtande, wozu auch die nicht immer be
friedigende Beförderungsmöglichkeit berträgt.

Die Zuckerrüben ſind jetzt bis auf einzelne Stellen im
Oſten überull geborgen. Das kühlere, leichte Froſtwetter iſt der
Erhaltung der in den Mieten befindlichen Rüben durchaus dien-
lich. Die Anfuhren der Rüben an die Fabriken laſſen zwar
t ilweiſe zu wünſchen übrig, haben bis jetzt aber zu keiner
Unterbrechung der Verarbeitung auf den Fabriken geführt

Fktiengeſlellſchaften
Die Kornhaus-Genoſſenſchaft m. b. H.,

hielt geſtern Vormittag im Vorſtandszimmer der Landwirt
ſchaftska mmer Halle ihre 24. ordentliche Generc lverſammlung
ab. Die Genoſſenſchaft zählt 146 Mitglieder und hatte am
30. Juni 1920 ein Geſchäftsgu haben von 188 309 Mark. Die
Höhe der Haftſumme beträgt 549 900 Mark. Der Umſatz be
lief ſich im verfloſſenen Geſchäſtsjahr auf 519 859 Zentner im
Werte von 20 763 281 Mark.

außer

Halle (Saalke),

Conſolidierte Alkaliwerke Weſteregeln, A. Die
ordentliche Genevalverſammlung, in der 6138 Sdammaktien,
936 4proz., 6000 5prog. und 1000 bprog. Vorzugsaktien ver
cten waren, genehmigte die Ausgabe von 8376 ab 1 Januar
1920 dividenden berechtigten Stammaktten,
110 Progent an ein Bankenkonſort. um bgeben urd den alten
Aktionären zu 115 Progent im Verhältmis von 2 zu 1 ange
boten wenden. Die reſtlichen 564 000 Mark Stammaktien werden
für Rechnung der Gefellſchaft verwaltet. Dach wurde be
ſchüoſſen, O. Mill. Mark 6progz. mit 12fachem Sermmrecht aus
grſtattete Vorzugsaktien ausgugeben, die vom Tage der Ein
zohlung ab dividendenbere htigt und den anderen 6proz. Vor
zu geaftien gleichgeſtellt find. Sie werden an Mitglieder des
Aufſichtsrates und Vorſtandes und an im Aufſichtsrat ver
tretene Bankfirmen zum Nenmwverwt begeben.

Sondermann u. Stier, A.-G. in Chemnis. Die außer
on den liche Generalverſammlung beſchloß die Erhöhung
des Grundkapitals um 4 auf 10 Millionen Mark. Die
Verwaltung teilte mit, daß ſich die Beſchäftigung im Werkzeug
woſchinenbau etwas gehoben habe und daß ſie den
ſerien weiſen Bau von Spinnereimaſchinen recht bald auf
wehmen zu können.

Ludwig Hupfeld Akt.Geſ. in Leipzig. Wie der Vorſtand in
dem Geſchäftsbericht mitteilt, hat die Geſellſchaft die Piano-
forte- Fabrik von A. H. Grnunert in Johann-Georgenſtadt käuflich
euworben, dooegen die Jntereſſengemeinſchrft mit der Piano-
ferte- Fabrik Römhild Akt -Geſ., Weimar, wieder gelöſt. Unter
dem Namen „Triphonola“ hat die Geſellſchaft ein neues Jn
ſtrument herausgebracht.

Handel, Jnduſtrie, Hanckwerh
Rheiniſche Stahlwerke. Wie die Verwaltung mitteilt, iſt das

Werk in Duisburg der Maſchinenfabrik Augsburg-Nürnberg A.G.
in Mannheim von den Rheinſ-chen Stahlwerken A.G. Duisburg-
Meiderich anoekauft worden.

Die Vereinigung der Spielwarenfabrikanten in Neuſtadt
kei Koburg erhöhte infolge Lohnſteigerung die Preiſe für
Puppen um 5 Progent, für die Attrappen um 10

Die Berliner und L'iipziger Börſe notierten am geſtrigen
Mittwoch nicht.

Devisen-Nottierungen Berlin, 1. Derember
Geld Brief Geld BriefAmseterd.-Rottd. 2120,v 212465 New- Vork 69,18 60.32

Briüiss.-Antwerp. 447.05 447.95 Paris 821.05 95
hristiania 94155 943.45 Sehwelz
openhagen 944,065 945 99 Spanien

tockholm 1539,65 1342 jen (alten

h m 1 alalien aLondon b

von denen 7812 zu

S

irtschaftlicher Tei
boten, das gleiche gilt auch für Stroh und Rübe
waren die Abſchlüſſe bei ermäßigten Forderu
Wetter bedeckt.

Berliner Produktenmarktprefse
Nichtamtſiehe Frwiftel ren der 50 y

n. Auch für v

95 Ttation.

Dezember
Speiseerbsen, Viktoriaerbsen 240 260

3 kleine a 7 7 e 190 195Futtererbsen 170 175insen 409--45)Peoluschken 155 162Ackarbohnen 170 175Wieken 145 160Lupinen,. bia nes 70-79v golhbe e e 101 1602Seradelig, alt. 80 10neue 7 2 7 17 7 e 0 80 103Vicia villosa
Raps e 4 440 450Rühbsen J e 5 10Leinsaat 360 400Mohn 7 e e J 9 e e 4 650 650Senfsaat u 98 9 J 249--280Hirse. inlandische 2Don auhirse eTrockenschnitzel, 71-82Tarfmelas es. 65 67Hckselmelasse JHaſerschalen-Mlelasse SWiesenheu, los. 38 40Kleeheu
Stroh. drahtgeprebt,. 2526e egebhbündelt 23 24Roggen-Langstroh 25dlais, loko ah Hamburg e e e

poer Dezember 170Runkelrüben 8Möhren, rote e a e e e 7 e 17 18
gelbe nnd weiße 15 16Reis, frei Kaiwaggon Hamburg. per 1 kg

Reis. Brasil-Vollreis per loko 1 k. per kg
Burmareis 14 thtig frei Kaiwageon Hamburg

Berliner Metallnotierungen
Berlin. 1. Dezember. Preise für 1000 kg in Mark.

Raffinade- Kupfer 4699 Oriw. -Hütten-Alumin. in1623/1650 Araht od. Drahtwaren b
Orig.-Hütten-Weichblei --0/625 Zinn (Banca-dtraits-Billton
Orig.-Hütten-Rohzinkim freien Verkehr 690,700 Hüttenzinnimind. 999, 5000
Remelted-Platten-Zink 4601480 Beinnickel (38-,

Antimon (hegulus)Orig. -Hüätten Alumin. 98-99eherbt iöe ham Silber in et ea
83003400 kiüir 1 kg gElektrolytkupfer

Börſenruhetage zu Weihnachten. Berlin, 1. Dez.
Beſchluß des Börſenvorſtandes bleibt die Berliner Börſe vom
bis 27. Dezember für jeden Verkehr geſchloſſen. Mithin ſt
auch kein Verkehr am Produkten-, Metall und Deviſenmarht

Gewinn- Auszug
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Ohne Gewähr. Nachdruck verboten.
n der Vormittagsziehung wurden Sewinne her 344 Mark gezogen
2 Gewinne zu 16000 M 889267

4 u e a4 Gewinne zu 5000 M 2 1
68 Gewinne zu 8000 M o1509 12908 17041 19407 824t0

40267 50102 56020 56087 67192 63170 71189 71710 74507 78808
94120 94464 107783 112907 116483 116276 168508 119222 120677
180703 182166 14 8651 160530 u 178062 183179 191186 192
200189 201914 204676 206406 213193 22214162 Gewinne zu 1000 M 1601 24565 61e09 6027 10077 1110s e
109960 20280 3806 25083 24331 32144 32816 84068 40508 46024 61618
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80027 41467 48749 45661 46616 45660 46609 40702 62776 66
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67 T 604 0770 fo 70804 T2670 74284 74784 77778
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164181 166078 162661 16c776 172174 176738 170120 180297 I
166326 166710 101006 192678 106008 107828 200056 200682 2022
204626 2098809 213777 216202 216117 230080 2227465 226307 22700 227

3260091 228383 230740 231271
Jn der Rachmitiagsziehung wurden Vewinne über 344 Rat gehe
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126384 129166 182020 1838524 184232 187036 143278 143448 et
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20955 109074 34772 26140 31670 84012 86408 37473 87460
46000 64700 60766 65328 605487 660222 665s66 67300 sa27e 55
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